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öffentlich 

Beschlussvorlage048/2025 
Örtliche Bauvorschrift der Stadt Lehrte, Ortschaft Immensen über die Gestaltung 
des Orts- und Straßenbildes im Ortskern 
a) Beschluss zur Aufstellung gem. § 84 Abs. 3 NBauO in Verbindung mit Abs. 4 
NBauO 
b) Beschluss  über die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
 
Beratungsfolge: 
 

Gremium Datum Top 
abweich. 
Beschl. 

Abstimmungsergebnis 

Ja Nein Enth. 

Ortsrat Immensen       

Bau- und Verkehrsplanungsausschuss       

Verwaltungsausschuss       

Rat       

 
 
Beschlussvorschlag: 
a) Der Rat der Stadt Lehrte beschließt die Aufstellung der Örtlichen Bauvorschrift (ÖBV) 

der Stadt Lehrte, Ortschaft Immensen gem. § 84 Abs. 3 NBauO in Verbindung mit Abs. 

4 NBauO über die Gestaltung des Orts- und Straßenbildes im Ortskern Immensen. 

b) Der Rat beschließt die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 

BauGB für die Örtliche Bauvorschrift für den Ortskern des Ortsteils Immensen der 

Stadt Lehrte in der vorgelegten Fassung. 

 

In Vertretung 

 

 

Bollwein 
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Sachverhalt: 
Der Ortsteil Immensen der Stadt Lehrte liegt nordöstlich der Kernstadt und ist von einer 

erhaltenswerten ländlichen Bebauungsstruktur geprägt. Immensen bildet mit Sievershau-

sen und Arpke zusammen die Dorfregion Lebensort ISA, welche in die Dorfentwicklung 

aufgenommen worden ist. Bei der Förderung von Maßnahmen im Rahmen der Dorfent-

wicklung sind die Maßgaben der ZILE Richtlinie zu befolgen. Für die Dorfentwicklung liegt 

ein allgemeines Gestaltungshandbuch vor, welches aber keinen rechtsverbindlichen Cha-

rakter hat.  

Aus der Bevölkerung sowie der Politik kamen, im Zusammenhang mit den aktuellen bauli-

chen Entwicklungen, Anregungen zur Aufstellung einer Gestaltungssatzung für den jewei-

ligen Ortskern. In Sievershausen liegt bereits eine Gestaltungssatzung vor. 

Die landwirtschaftlich geprägte historische Baustruktur im Ortskern von Immensen ist gut 

erhalten, jedoch kommt es in den letzten Jahren verstärkt zum Abriss und der Neubebau-

ung, wodurch die Identität des Ortes droht verloren zu gehen. 

 

Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken und eine einheitliche an die Historik angelehnte 

Gestaltung des Orts- und Straßenbildes der Ortschaft Immensen langfristig zu sichern, soll 

die Aufstellung einer Örtliche Bauvorschrift (ÖBV) für die Gestaltung des Ortskernes durch 

den Rat der Stadt Lehrte erfolgen.  

Derzeit sind im unbeplanten Innenbereich keine weitergehenden gestalterischen Maßga-

ben vorgesehen, es erfolgt eine Beurteilung nach § 34 BauGB bezüglich Art, Maß, über-

baubarer Grundstücksfläche und der Frage ob die Erschließung gesichert ist, um ein Ein-

fügen in die nähere Umgebung zu beurteilen. 

Mit einer ÖBV zur Gestaltung können über das im § 34 Abs. 1 BauGB verankerte allge-

meine Gebot der „Einfügung (eines Vorhabens) in die Eigenart der näheren Umgebung“ 

hinausgehende Anforderungen an die Gestaltung der baulichen Anlagen gestellt werden. 

Die Vorgaben der ÖBV finden im Falle von Neubau- sowie Umbaumaßnahmen oder Er-

weiterungen vorhandener Bausubstanz sowie bei der Erneuerung von Dacheindeckungen, 

Einfriedungen und Fassaden Anwendung und sind entsprechend einzuhalten. 

Auf diese Weise soll die hohe Qualität der historischen Mitte von Immensen geschützt 

werden. Da sich der Geltungsbereich nur auf den engeren Ortskern erstreckt, bleibt in 

großen Teilen von Immensen weiterhin die Gestaltungsfreiheit auf Grundlage der vorhan-

denen planungsrechtlichen Rahmenbedingungen bestehen. 

 

       
Abb. 1: Wohnwirtschaftsgebäude und Scheune         Abb. 2: Enge Baustruktur an der Ortsdurchfahrt                                                                                            
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Inhalt der Satzung: 

Der Geltungsbereich der Örtlichen Bauvorschrift umfasst den historischen Ortskern von 

Immensen. Dieser erstreckt sich beidseits der L 412 (Arpker Stra-

ße/Bauernstraße/Lüneburger Straße) und der Lehrter Straße. Auch Teile angrenzender 

Straßenzüge wurden in den Geltungsbereich der ÖBV einbezogen. Eine genaue Abgren-

zung des Geltungsbereiches der Gestaltungssatzung ist der beiliegenden Karte zu ent-

nehmen (s. Anlage 1). 

 

Die ÖBV wird bei Neubauten, Umbau- und baulichen Erweiterungsmaßnahmen sowie der 

Erneuerung von Dacheindeckungen und Fassaden angewendet. Gebäude und Einfrie-

dungen, die vor Inkrafttreten dieser Satzung errichtet wurden, können mit Ausnahme der 

zuvor genannten Baumaßnahmen in den bislang verwendeten Materialien, Farben und 

Formen instandgehalten und modernisiert werden.  

Für Baudenkmale und Gruppen baulicher Anlagen gelten weiterhin die Vorschriften des 

Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG). 

 

Die Festsetzungen der ÖBV orientieren sich an dem vorherrschenden Gebäude- und Ein-

friedungsbestand. Darauf aufbauend wurden Vorgaben zu der Gestaltung von Gebäuden, 

Einfriedungen, nicht überbauten Flächen, sowie Beschränkungen zu Solar- und Werbean-

lagen getroffen. Bei den Gebäuden werden unter anderem Vorgaben zu Fenstern, Winter-

gärten, Dächern, Fassaden und Höhen getätigt. 

 

Für die Gestaltung der Fassaden und Außenwände wurden in § 3 ÖBV Vorgaben zu der 

Farbe nach RAL-Farbenregister sowie verwendbare Materialien getroffen. 

 

Die Dachlandschaft der Hauptgebäude des Ortskerns ist geprägt von Sattel-, Krüppel-

walm- und Walmdächern (s. Abb. 3-5) mit Ziegeln in einem rötlichen Farbton. Um diese 

ortsbildprägende Gestaltung zu sichern werden in § 4 die zulässigen Dachformen in der 

ÖBV vorgegeben. Zudem sind Materialvorgaben und Farbtöne nach dem RAL-

Farbenregister für die Dachsteine in § 5 getroffen worden. 

 

       
Abb. 3: Satteldach                                Abb. 4: Krüppelwalmdach                  Abb. 5: Wohnhaus mit Walmdach 

 
Für den Neubau landwirtschaftlicher Betriebsgebäude sind davon abweichend auch ande-

re Materialien zulässig. Allerdings sind auch hier glänzende Materialien ausgeschlossen. 

Durch die Festsetzung von Firsthöhen in § 7 ist in Verbindung mit den vorgeschriebenen 

Mindestdachneigungen gewährleistet, dass sich ein Gebäude in den örtlichen Bestand 

einfügt.  
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Solaranlagen sind unabhängig von den Eindeckungsmaterialien auf dem Dach zulässig, 

aber in der Ausgestaltung gem. § 6 ÖBV eingeschränkt worden. Somit sind diese bei-

spielsweise an straßenseitigen Fassaden und auf Freiflächen nicht zulässig. Auf Dachflä-

chen sind Solaranlagen nur mit einem Mindestabstand von 0,30 m zu First, Traufe, Ort-

gängen und sonstigen Dachkanten als geschlossene Rechtecke auf einer Höhenlinie zu-

lässig. Dadurch soll gewährleistet sein, dass die Dachflächen trotz Solaranlagen nicht voll-

flächig verdeckt (s. Abb. 6), sondern noch wahrnehmbar belassen werden (s. Abb. 7). 

Kleine Anlagen auf Balkonen sind davon unabhängig möglich. 

 

     
Abb. 6: Vollflächige Anlagen                Abb. 7: Geschlossene Rechtecke,  

werden ausgeschlossen                         gleiche Höhenlage 

 

Das hochrechteckige Format ist bei Wandöffnungen wie Fenstern und Türen in Immensen 

vorherrschend und soll mit § 8 der ÖBV entsprechend für das Stadt- und Ortsbild erhalten 

bleiben. 

 

Wintergärten sind gem. § 9 ÖBV von den Festsetzungen der §§ 2-6 und § 8 ausgenom-

men, um störende Reflexionen in der Nachbarschaft zu vermeiden ist die Ausführung von 

Wintergartenfenstern jedoch nur unverspiegelt zulässig. 

 

Die Einschränkungen zu Werbeanlagen nach § 10 ÖBV beziehen sich auf ein Fremdwer-

beverbot sowie Vorgaben zu Größe, Ausgestaltung und Beleuchtung. 

 

In Bezug auf Einfriedungen werden in § 11 ÖBV mehrere Vorgaben insbesondere zu der 

Materialbeschaffenheit, der Höhe (max. 1,20 m) sowie der farblichen Ausgestaltung nach 

RAL-Register gemacht. Abweichend von der Höhe der Einfriedungen ist die Höhe von 

straßenseitigen Hecken bis zu einer Tiefe von 3 m auf 1,5 m begrenzt. Die größere Höhe 

begründet sich durch die ökologische Funktion der Hecke. Eine weitere Abweichung gilt 

für ortsbildprägende Pfeiler aus Sandstein, Ziegel oder Holz, welche als Teil einer Einfrie-

dung oder als alleinstehende Begrenzung der Grundstückseinfahrt bis zu 1,60 m hoch 

sein können.  

 

Aufstellungsbeschluss: 

Mit der Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Lehrte erfolgt der Aufstellungsbe-

schluss der Örtlichen Bauvorschrift der Stadt Lehrte über die Gestaltung des Orts- und 

Straßenbildes im Ortskern Immensen gemäß § 84 Abs. 3 NBauO in Verbindung mit Abs. 

sowie die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 

BauGB. 
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Auswirkungen auf den Klimaschutz: 
 

+ positiv O keine - negativ 

  X  

 
 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1 – Geltungsbereich  

Anlage 2 – Satzungstext Örtliche Bauvorschrift für den Ortskern der Ortschaft Immensen 

Anlage 3 – Begründung der ÖBV für den Ortskern der Ortschaft Immensen 
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 Anlage 2 zur Vorlage Nr. 048/2025 

Stadt Lehrte 

Örtliche Bauvorschrift 
 für den Ortskern der Ortschaft Immensen 

(Gestaltungssatzung) 

Vorentwurf 

Stand: 14.03.2025 

 

 



Stadt Lehrte, ÖBV Immensen (Stand 14.03.2025)  Anlage 2 zur Vorlage Nr. 048/2025 

2 

Präambel 

Aufgrund des § 84 (3) der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) in der aktuellen Fassung und 
in Verbindung mit § 9 (4) Baugesetzbuch (BauGB) sowie den §§ 10 und 58 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) jeweils in den zurzeit geltenden 
Fassungen hat der Rat der Stadt Lehrte in seiner Sitzung am …… die nachstehende Örtliche 
Bauvorschrift über die Gestaltung als Satzung beschlossen. 

 

§ 1 Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der Örtlichen Bauvorschrift umfasst den in der Übersichtskarte 
(siehe Anlage) verbindlich dargestellten Kernbereich der Ortschaft Immensen.  

Hinweis:  

Die nachstehenden Vorschriften sind auf die im Geltungsbereich befindlichen Baudenkmale 
gemäß § 3 (2, 3) Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG / Einzeldenkmale und 
Gruppen baulicher Anlagen) nicht anzuwenden. Diese Gebäude unterliegen der 
Einzelbeurteilung durch die Denkmalschutzbehörden. Für bauliche Anlagen in der Umgebung 
eines Baudenkmals gilt, dass sie nicht errichtet, geändert oder beseitigt werden dürfen, wenn 
dadurch das Erscheinungsbild des Baudenkmals beeinträchtigt wird (§ 8 NDSchG). Dies gilt auch 
für Maßnahmen der Gestaltung und Instandhaltung.  

§ 2 Vorhandene Gebäude und Einfriedungen 

2.1 Gebäude und Einfriedungen, die vor Inkrafttreten dieser Satzung errichtet wurden, können 
mit Ausnahme der unter 2.2 genannten Baumaßnahmen in den bislang verwendeten 
Materialien, Farben und Formen instandgehalten und modernisiert werden.  

2.2 Im Falle von Neubau, Umbau- und baulichen Erweiterungsmaßnahmen vorhandener 
Bausubstanz sowie bei der Erneuerung von Dacheindeckungen oder Fassaden sind die 
Vorgaben der Örtlichen Bauvorschrift anzuwenden.  

§ 3 Fassaden 

3.1 Für die Ansichtsflächen der Außenwände der Gebäude einschließlich Garagen, Carports 
und Nebenanlagen nach § 14 BauNVO sind folgende Materialien zulässig: 
• Sichtmauerwerk aus Ziegeln im Farbton "Rot" 
• Sichtbare Fachwerkkonstruktionen aus Holz mit Ausfachungen aus Ziegeln im Farbton 

"Rot" oder mit verputzten Ausfachungen in den Farbtönen „Weiß“ und „Beige“. Zulässig 
ist auch eine Festverglasung (Klarglas) von Gefachen. 

• Ziegelbehang im Farbton „Rot“, bis zu max. 50 % der Fassadenfläche 
• Holz naturbelassen oder mit einem Anstrich in grünen oder braunen Farbtönen, bis zu 

max. 50 % der Fassadenfläche 
3.2 Zulässig sind die folgenden Farbtöne nach dem RAL-Farbenregister 840-HR für matte 

Farben und deren Zwischentöne: 
Für Ziegel, Farbreihe "Rot": 
3000 Feuerrot 
3001 Signalrot 
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3002 Karminrot 
3003 Rubinrot 
3011 Braunrot 
3013 Tomatenrot  
3020 Verkehrsrot  
3028 Reinrot  
 
Für verputzte Ausfachungen, Farbreihe „Weiß“ und „Beige“: 
1001 Beige 
1013 Perlweiß 
1014 Elfenbein 
1015 Hellelfenbein 
9001 Cremeweiß 
9002 Grauweiß 
9010 Reinweiß 

  
Für Holzverkleidungen: 
Farbreihe "Grün": Farbreihe "Braun":  
6000 Patinagrün 8011 Nussbraun  
6001 Smaragdgrün 8012 Rotbraun  
6002 Laubgrün 8014 Sepiabraun  
6004 Blaugrün 8015 Kastanienbraun  
6005 Moosgrün 8016 Mahagonibraun  
6016 Türkisgrün 8017 Schokoladenbraun  
6024 Verkehrsgrün 8019 Graubraun  
6026 Opalgrün 8022 Schwarzbraun  
6029 Minzgrün 8028 Terrabraun  
6036 Perlopalgrün   
6037 Reingrün   

 
3.3 Für die Ansichtsflächen der Außenwände landwirtschaftlicher Betriebsgebäude gilt, dass in 

begründeten Ausnahmefällen auch andere Materialien in den jeweils vorgeschriebenen 
Farbtönen zulässig sind. Die Abweichung muss gemäß § 66 NBauO mit einem Antrag 
begründet werden. 

§ 4 Dachformen 

4.1 Als Dachformen sind nur Sattel-, Walm- und Krüppelwalmdächer mit gleicher Dachneigung 
beider Hauptdachflächen zulässig.  

4.2 Bei Remisen ist eine unterschiedliche Dachneigung beider Hauptdachseiten zulässig. 
4.3 Für Anbauten an das Hauptgebäude ist auch ein Pultdach zulässig. 
4.4 Für die Dächer sind Dachneigungen von 35° bis 55° zulässig.  
4.5 Für landwirtschaftliche Betriebsgebäude darf die Mindestdachneigung nicht weniger als 20° 

betragen.  
4.6 Ausgenommen von diesen Festsetzungen sind untergeordnete Gebäudeteile wie 

Eingangsüberdachungen, Vorbauten, Balkone, wenn die Gebäudeteile insgesamt nicht 
mehr als ein Drittel der Breite der jeweiligen Außenwand in Anspruch nehmen. 
Ausgenommen sind auch die Vorschauer landwirtschaftlicher Betriebsgebäude.  
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4.7 Dachausbauten sind als Schlepp- und Giebelgauben zulässig. Sie müssen einen 
Mindestabstand von 1,00 m vom seitlichen Ende der Dachfläche sowie 1,00 m Abstand zum 
First einhalten und dürfen je Dachseite insgesamt höchstens 50% der Dachlänge - an der 
Traufe gemessen - einnehmen. Die Gaubenwangen müssen senkrecht zur Dachfläche 
verlaufen. 

4.8 Unterbrechungen der Trauflinie durch wandbündige Zwerchhäuser sind bis zu einer 
Gesamtlänge von 1/3 der jeweiligen Traufseite zulässig. 

§ 5 Dacheindeckungen 

5.1 Als Materialien für die Dacheindeckung sind Dachziegel und Dachsteine aus Ton oder aus 
Beton in geschwungener Form, z.B. Hohl- und Hohlfalzziegel, zulässig.  
Für die Dächer landwirtschaftlicher Betriebsgebäude können auch andere, nicht glänzende 
Materialien verwendet werden, darunter Flachdachziegel, Profilbleche und Faserzement-
Wellplatten. 

5.2 Als Farben für die Dacheindeckungen der Hauptgebäude sind nur Dachziegel und 
Dachsteine im Farbton „Rot“ mit den folgenden Farbtönen nach dem RAL-Farbenregister 
840-HR für matte Farben und deren Zwischentöne zulässig: 
3000 Feuerrot  
3001 Signalrot  
3002 Karminrot  
3003 Rubinrot  
3011 Braunrot  
3013 Tomatenrot  
3020 Verkehrsrot  
3028 Reinrot  

 Glänzend engobierte (= keramischer Überzug) und glasierte Ziegel sind nicht zulässig. 
5.4 Die vorstehenden Vorschriften gelten nicht für Solaranlagen und begrünte Dächer. 

§ 6 Solaranlagen 

Definition: Unter Solaranlagen werden im Folgenden sowohl thermische Anlagen (Solarkollek-
toren) als auch Solarzellen zur Stromerzeugung (Photovoltaikanlagen) verstanden.  
6.1 Solaranlagen sind als Indach- oder Auf-Dach-Anlagen parallel zur Dachfläche zulässig. Bei 

Aufdachlösungen darf der Abstand zwischen Oberkante Dachhaut und Unterkante Solaran-
lage maximal 12 cm betragen.  

6.2 Solaranlagen müssen zum First, zur Traufe und zu den Ortgängen sowie zu sonstigen Dach-
rändern einen Abstand von mind. 0,30 m einhalten.  

6.3 Die Solarmodule sind in Form von geschlossenen Rechtecken auszubilden und müssen auf 
einer Höhenlinie liegen. Eine Mischung von liegenden und stehenden Modulformaten auf 
einer Dachfläche ist unzulässig.  

6.4 Solaranlagen an der Fassade oder an oder auf Einfriedungen sind nicht zulässig.  
6.5 Die Festsetzungen über die Zulässigkeit von Solaranlagen gelten auch für Nebenanlagen, 

Garagen und Carports.  

§ 7 Höhen 

7.1 Für Gebäude sind je nach Vollgeschoss (gemäß § 2 (7) NBauO) folgende Höhen zulässig:  

• eingeschossig: Firsthöhe max. 8,50 m  
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• zweigeschossig: Firsthöhe max. 11,00 m 

Die Firsthöhe ist der Abstand zwischen der oberen Dachkante, dem Dachfirst, und dem 
Boden.  

7.2 Die Sockelhöhe darf 0,30 m nicht überschreiten. Die Sockelhöhe wird gemessen von der 
Oberkante Kellerdecke bis zur Oberkante Straßenverkehrsfläche. 

Als unterer Bezugspunkt für die Höhenangaben gilt die das Grundstück erschließende, mittig vor 
dem Grundstück liegende Mitte der Verkehrsfläche. Für Grundstücke mit mehreren Straßenseiten 
gilt die gemittelte Höhe gemäß der vorgenannten Definition.  

§ 8 Wandöffnungen 

8.1 Für Fenster und Türen ist ein stehendes Format zu verwenden, d.h. die Höhe der Fenster- 
und Türflügel muss größer sein als die Breite. In begründeten Ausnahmefällen können 
abweichende Fensterformate zugelassen werden.  

8.2 Schaufenster gewerblich genutzter Gebäude sind nur im Erdgeschoss zulässig. In 
Fachwerkgebäuden muss das Ständerwerk sichtbar bleiben und darf nicht durch Markisen 
oder Werbeanlagen verdeckt werden. 

§ 9 Wintergärten 

Die Regelungen der §§ 3 – 6 sowie 8 gelten nicht für Wintergärten. Es sind nur unverspiegelte 
Verglasungen zulässig. 

§ 10 Werbeanlagen 

10.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. 
10.2 Werbeanlagen sind nur im Bereich des Erdgeschosses und bis zur Oberkante 

Brüstungshöhe des ersten Obergeschosses zulässig. 
10.3 Werbeanlagen dürfen eine Ansichtsfläche von 3 m² nicht überschreiten. Bei drei oder mehr 

Dienstleistern oder Geschäften auf dem Grundstück erhöht sich die max. zulässige 
Ansichtsfläche auf max. 4,50 m².  

10.4 Freistehende Werbeanlagen sind in Ausnahmefällen zulässig. Sie dürfen eine Größe von 
max. 1,50 m² nicht überschreiten.  

10.5 Werbeanlagen dürfen nur indirekt beleuchtet oder angestrahlt werden. Nicht zulässig sind 
wechselnde oder sich bewegende Lichter. 

§ 11 Einfriedungen 

11.1 Die Einfriedungen der Grundstücke zu den öffentlichen Verkehrsflächen dürfen eine Höhe 
von 1,20 m über Bezugsebene nicht überschreiten und sind zulässig als: 
• Holzstaketenzaun, auch mit einem Sockel aus Ziegelmauerwerk, naturbelassen oder 

mit einem Anstrich in den folgenden Farbtönen "Grün" oder "Braun" nach dem RAL-
Farbenregister 840-HR für matte Farben und deren Zwischentöne: 
 

Farbreihe "Grün": Farbreihe "Braun":  
6000 Patinagrün 8011 Nussbraun  
6001 Smaragdgrün 8012 Rotbraun  
6002 Laubgrün 8014 Sepiabraun  
6004 Blaugrün 8015 Kastanienbraun  
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6005 Moosgrün 8016 Mahagonibraun  
6016 Türkisgrün 8017 Schokoladenbraun  
6024 Verkehrsgrün 8019 Graubraun  
6026 Opalgrün 8022 Schwarzbraun  
6029 Minzgrün 8028 Terrabraun  
6036 Perlopalgrün   
6037 Reingrün   

• Sichtmauerwerk aus Ziegeln im Farbton „Rot“ mit den folgenden Farbtönen nach dem 
RAL-Farbenregister 840-HR für matte Farben und deren Zwischentöne: 
 
3000 Feuerrot  
3001 Signalrot  
3002 Karminrot  
3003 Rubinrot  
3011 Braunrot  
3013 Tomatenrot  
3020 Verkehrsrot  
3028 Reinrot  

11.2 Ebenfalls zulässig sind Hecken aus Laubgehölzen, auch in Kombination mit einem 
transparenten Metallzaun. Transparente Zäune sind beispielsweise Maschendrahtzäune, 
Stahlgitter- oder Gittermattenzäune ohne Sichtschutzstreifen und mit einem offenen 
Flächenanteil von mind. 80 %. Bei Hecken mit weniger als 3,0 m Abstand von der 
öffentlichen Verkehrsfläche wird die maximale Höhe auf 1,5 m über Bezugsebene begrenzt.  

11.3 Abweichend von den vorherigen Höhenfestsetzungen sind ortsbildprägende Pfeiler aus 
Sandstein, Ziegel oder Holz als Teil einer Einfriedung oder als alleinstehende Begrenzung 
der Grundstückseinfahrt bis zu einer Höhe von 1,60 m zulässig. 
 

§ 12 Gestaltung nicht überbauter Flächen 

Vorgärten und Hausvorbereiche mit einer Tiefe bis 10 m sind zu mind. 50 % zu begrünen. Bei 
Gebäuden mit mehr als 2 Wohneinheiten kann der Grünanteil in begründeten Ausnahmefällen 
auf bis zu 25 % reduziert werden. 

§ 13 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig handelt gemäß § 80 (3) NBauO, wer dieser Örtlichen Bauvorschrift zuwider-
handelt. Die Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet 
werden.  

§ 14 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit dem Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Hinweis 

Kies- und Schottergärten sind gemäß § 9 NBauO nicht zulässig, da die nicht überbauten Flächen 
der Baugrundstücke Grünflächen sein müssen, sofern sie nicht für eine andere Nutzung 
erforderlich sind. 
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Rechtsgrundlagen 

Für diese Satzung gelten in den jeweils gültigen Fassungen 

• das Baugesetzbuch (BauGB) 

• die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO)  

• die Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 

• das Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
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Verfahrensvermerke 

Aufstellungsbeschluss 

Der Bürgermeister der Stadt Lehrte hat die Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung der 
Örtlichen Bauvorschrift beschlossen.  

 

Lehrte, den …..    …........................... 

      Der Bürgermeister 

Frühzeitige Beteiligung 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB fand im Zeitraum vom ………..bis 
zum ………. statt. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 (1) BauGB fand im Zeitraum vom ………. bis zum ………. statt. 

 

Lehrte, den ………    …........................... 

      Der Bürgermeister 

Veröffentlichung 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Lehrte hat dem Entwurf der Örtlichen Bauvorschrift und der 
Begründung zugestimmt und am ………. die Veröffentlichung gemäß § 3 (2) BauGB beschlossen. 

Ort und Dauer der Veröffentlichung wurden am ……….  ortsüblich bekannt gemacht. Die 
vorbezeichneten Entwürfe konnten vom ………. bis einschließlich zum ……….. gemäß § 3 (2) 
BauGB eingesehen werden. 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erfolgte gemäß  
§ 4 (2) BauGB vom ……….  bis einschließlich ………. 

 

Lehrte, den ………………   …........................... 

      Der Bürgermeister 

Satzungsbeschluss 

Der Rat der Stadt Lehrte hat der Örtlichen Bauvorschrift für den Kernbereich der Ortschaft 
Immensen einschließlich der Begründung nach Prüfung der fristgemäß eingegangenen 
Stellungnahmen gemäß § 3 (2) Satz 4 BauGB in seiner Sitzung am ………. als Satzung 
beschlossen. 

 

Lehrte, den ……….      …........................... 

      Der Bürgermeister 
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Inkrafttreten 

Der Satzungsbeschluss der Örtlichen Bauvorschrift für den Kernbereich der Ortschaft Immensen 
ist gemäß § 84 (4) Satz 3 NBauO i. V. m. § 10 (3) BauGB am ……….  im Amtsblatt der Region 
Hannover bekannt gemacht und damit rechtskräftig geworden. 

 

Lehrte, den ……….    …........................... 

      Der Bürgermeister 

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der Örtlichen Bauvorschrift für den Kernbereich der 
Ortschaft Immensen sind beachtliche Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften sowie 
beachtliche Mängel der Abwägung beim Zustandekommen der Satzung - nicht - geltend gemacht 
worden. 

 
Lehrte, den ……….    …........................... 

     Der Bürgermeister 
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